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Landesvereinigung Baden in Europa e. V. - Andersenstraße 7 - 76199 Karlsruhe   www.lv-baden.de 

 
 

15 Jahre Landesvereinigung Baden in Europa e. V. 
Festveranstaltung am 4.11.2008 in Karlsruhe im Ständehaussaal 

 
Der 15. Jahrestag der Gründung der Landesvereinigung wurde mit einer Festveranstaltung be-
gangen. Eingeladen waren die Mitglieder sowie Vertreter von Wirtschaft, Politik usw. Das Inte-
resse an dieser Veranstaltung zeigt, welche Bedeutung die Landesvereinigung in Baden-
Württemberg hat. 
 
Nachfolgend: 

- Presseberichte: 
  Badische Neueste Nachrichten vom 6.11.2008 
  Rhein-Neckar-Zeitung 4.11.2008 
- Bilder von der Veranstaltung 
- Rede des 1. Vorsitzenden Prof. Robert Mürb 
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Rede von Herrn Prof. Robert Mürb 
1. Vorsitzender der Landesvereinigung Baden in Europa e. V. 

 
 
Meine sehr verehrten Damen, meine Herren, 
 
als im Jahre 1992 in Stuttgart der 40ste Jahrestag der Gründung des sogenannten Südwest-
staates gefeiert wurde, waren nicht wenige Badenerinnen und Badener der Meinung, dass man 
in Stuttgart gerade diesen Jahrestag nicht als Gründungstag des Landes Baden-Württemberg 
feiern sollte. Die Kritiker konnten sich dabei nicht nur auf badische, ja altbadische Politiker beru-
fen, sondern auch auf den völlig unverdächtigen engagierten Befürworter des Südweststaates, 
den späteren Ministerpräsidenten und Bundesverfassungsgerichtspräsidenten Gebhard Müller, 
der in seinen Memoiren über jenen 25. April 1952 folgende nachdenkenswerte Frage zur Über-
reichung der Ernennungsurkunden durch Ministerpräsident Reinhold Meier an seine Minister 
gestellt hat: - ich zitiere: 
 
„Ob diese Ernennungsurkunden wohl gültig waren?“ 
 
In seinem Urteil hat das Bundesverfassungsgericht am 30.05.1956 „vornehm ausgedrückt“, 
dass der Wille des badischen Volkes überspielt wurde, und verlangte eine neue Abstimmung, 
die dann über 14 Jahre, bis zum Jahre 1970, verschleppt wurde. In dieser Abstimmung ent-
schied sich auch das badische Volk mit großer Mehrheit für ein vereintes Baden-Württemberg. 
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Bei einem etwas sensibleren Umgang mit der Befindlichkeit der Bevölkerung des badischen 
Landesteils hätte man wohl besser den Gründungstag im Jahre 1970 ansiedeln können und so 
kam es, dass im badischen Landesteil an keinem Ort dieser 40ste Jahrestag gefeiert wurde. In 
Karlsruhe jedoch ergriffen einige jüngere Stadträte aller Fraktionen gemeinsam mit Altstadtrat 
Reinhold Grund, dem früheren Vorsitzenden des Heimatbundes Badnerland, die Initiative zu 
einer alternativen Feier, die wahrscheinlich aus pragmatischen Gründen, aber vielleicht auch 
symbolhaft, in der Gaststätte des Schlachthofes an der Durlacher Allee stattfand. Diese damals 
jüngeren Stadträte waren Harald Denecken, Lüppo Kramer, Alexander Schwarzer, Gerhard 
Stolz und Robert Mürb. In Kurzreferaten haben wir die verschiedensten Perspektiven und Er-
fahrungen des badischen Landesteils in Baden-Württemberg gewürdigt. Überrascht waren wir 
alle von der riesengroßen Resonanz dieser Veranstaltung, bei der nicht, wie vielleicht zu erwar-
ten war, Altbadener vorherrschten, sondern ein überwiegend jugendliches Publikum mit uns 
zum Schluss begeistert das Badnerlied sang. 
 
Dieses große Interesse junger Mitbürgerinnen und Mitbürger und die in den Jahren nach der 
zweiten Abstimmung im Jahre 1970 zu beobachtende Benachteiligung badischer Interessen, 
insbesondere in den 80er Jahren, ermutigten die schon Genannten zur Gründung einer Bürger-
initiative. Zur Karlsruher Gruppe kamen neben einigen Weggefährten von Reinhold Grund, Mi-
chael Obert, Prof. Dr. Wolfgang Fritz, Karl Leis, Rüdiger Homberg, der Singener Gymnasialdi-
rektor Karl Glunk und der Freiburger Prof. Dr. Paul-Ludwig Weinacht, der bis heute unser poli-
tikwissenschaftlicher Berater ist, hinzu. Die Zielrichtung dieser Bürgerinitiative war, nachdem 
eine Wiederherstellung des Landes Baden in der Abstimmung am 07. Juni 1970 abgelehnt 
worden war, in die Zukunft gerichtet. Sie brachten es in der Namensgebung: „Landesvereini-
gung Baden in Europa e.V.“ sehr prägnant zum Ausdruck. Der Vorstand der Landesvereinigung 
sah es als wichtiges Ziel, die Qualitäten und Potenziale herauszuarbeiten, die in dieser groß-
artigen Landschaft am Oberrhein von Mannheim bis Basel bis zum Bodensee und des Maines 
Strand vorhanden sind und die in enger Zusammenarbeit mit den westlichen Nachbarn Frank-
reich und in der Pfalz weiter zu entwickeln sind. Die Eröffnungsrede in der Gründerversamm-
lung hielt Alexander Schwarzer und der Autor der Satzung war Michael Obert. Der erste Vorsit-
zende, Reinhold Grund, und seine Kollegen im Vorstand knüpften engere Kontakte mit Politi-
kern im Elsass und der Pfalz und förderten Begegnungen und Vortragsveranstaltungen. 
Reinhold Grund war sich jedoch auch bewusst, dass, wer die Zukunft gewinnen will, die Ver-
gangenheit kennen muss und förderte mit hohem persönlichem und auch finanziellem Einsatz, 
zusammen mit kompetenten Zeitzeugen wie Prof. Robert Albiez, Prof. Karl Glunk und Prof. 
Paul-Ludwig Weinacht, eine wichtige Darstellung der Entstehungsgeschichte des Landes Ba-
den-Württemberg, das mit der Kernaussage des Bundesverfassungsgerichtsurteils „Der über-
spielte Volkswille“ betitelt wurde. Zur Unterstützung der Arbeit wurde ein Kuratorium aus Per-
sönlichkeiten des öffentlichen, wirtschaftlichen und wissenschaftlichen Lebens sowie von Insti-
tutionen und Organisationen zusammengesetzt, dem heute Abgeordnete des Bundes wie des 
Landes und Vertreter aus Wissenschaft, Wirtschaft und Kultur unter Vorsitz von Josef Offele, 
dem Vorsitzenden des Regionalverbandes Mittlerer Oberrhein, angehören. Trotz seines hohen 
Alters von über 80 Jahren engagierte sich Reinhold Grund bis in seine letzten Lebenstage nicht 
nur ideell sondern auch materiell für die von ihm gegründete Landesvereinigung Baden. Ohne 
seine großen Verdienste könnten wir heute nicht diesen 15. Geburtstag feiern. 
 
Als Martin Altenbach und ich im Jahre 1996 die Vorstandschaft der Landesvereinigung über-
nahmen, lag uns als langjährigen Politikern viel daran, eine demokratische Legitimation für 
unsere Arbeit zu erhalten. Neben einer starken Mitgliederwerbung im gesamten Land nahmen 
wir die, nach unserer Einschätzung sehr zentralistische Politik des Ministerpräsidenten Erwin 
Teufel zum Anlass, eine Unterschriftenaktion gegen den Stuttgarter Zentralismus und für eine 
Stärkung der 12 baden-württembergischen Regionen zu starten. Hier zeigte sich erfreulicher-
weise das Engagement vieler unserer Mitglieder, denen es in wenigen Wochen gelang, über 
65.000 Unterschriften zu sammeln.  
 
Diese große Unterstützung half uns, unsere politischen Forderungen gegenüber Landesregie-
rung und Landtag stärker als bisher zu erheben. Wir gründeten Arbeitsgruppen für Landespla-
nung, Kultur, Wirtschaft und Sport und es gelang uns, für diese Arbeit kompetente Fachleute zu 
gewinnen. Mit Unterstützung dieser Arbeitskreise und unseres Medienreferenten Hermann 
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Winkler erstellten wir Thesenpapiere, die wir der Landesregierung und den Fraktionen im Land-
tag überreichten. Nachdem uns badische Abgeordnete aller Fraktionen, mit denen wir mehr 
oder weniger engen Kontakt aufnahmen, erklärten, dass für sie ein Einsatz für badische Pro-
bleme in den von Württembergern dominierten Fraktionen gerne als Badenfrage abgetan wür-
den, gingen  wir direkt auf die Fraktionsvorsitzenden im Landtag zu. Wir kamen zu guten Kon-
takten und führen heute nicht nur mit dem Ministerpräsidenten, sondern auch mit allen Frak-
tionsvorsitzenden regelmäßig Jahresgespräche und mit Ressortministern nach Bedarf durch. In 
diesen Gesprächen werden alle den badischen Landesteil berührenden Fragen vorgetragen 
und diskutiert. Selbstverständlich werden zwischen den Jahresgesprächen auch telefonisch und 
schriftlich Kontakte gehalten. 
 
Das wohl wichtigste Thesenpapier mit der Überschrift Baden-Württemberg – Land der Regio-
nen, das wir mit Unterstützung der IHK und des Regionalverbandes Mittlerer Oberrhein erstellt 
haben, hat 1999 dazu geführt, dass unsere Forderung, das Land am Oberrhein zu einer euro-
päischen Metropolregion zu erklären, immerhin in den Landesentwicklungsplan aufgenommen 
wurde. Landtag und Landesregierung stimmten dieser Forderung einstimmig zu, und es lag nun 
an den Gremien der Regionalverbände, den Oberbürgermeistern und Landräten von Mannheim 
bis Basel eine solche Metropolregion entsprechend mit Leben zu erfüllen. Dank der Initiative 
des BASF-Vorstandsmitglieds Voscherau hat sich die Rhein-Neckar-Region mit Mannheim, 
Ludwigshafen, Heidelberg, den Landkreisen Germersheim und  Südliche Weinstraße, dem 
Rhein-Neckarkreis sowie Südhessen bis Darmstadt zu einer europäischen Metropolregion ver-
einigt und wurde als eine der letzten Amtshandlungen von Ministerpräsident Teufel auch von 
der Landesregierung und von der zuständigen Raumordnungsministerkonfernz anerkannt.  
 
Wir sehen darin einen ersten Schritt auf dem Weg zu einer europäischen Metropolregion am 
Oberrhein von Mannheim bis Basel und einen sehr wünschenswerten Zusammenschluss mit 
dem Elsass. Frau Hämmerle und ich haben mit der Vorsitzenden der Metropolregion Rhein-
Neckar, der Ludwigshafener Oberbürgermeisterin, den Oberbürgermeistern von Mannheim und 
Heidelberg über die Chancen einer Erweiterung der Metropolregion gesprochen und werden 
unermüdlich auch mit Oberbürgermeistern und Landräten am mittleren und südlichen Oberrhein 
unser Ziel weiter verfolgen. 
 
Es ist bemerkenswert, dass wir in diesen Zielen von Landtag und Landesregierung ermuntert 
werden, auf die verantwortlichen Politiker am Oberrhein Einfluss zu nehmen.  Wünschenswert 
wäre schon, wenn ein stärkeres Miteinander zwischen Nord- und Südbaden vorhanden wäre. 
Mehr Solidarität würde auch für eine Reihe weiterer anstehender Probleme wie Verkehrsaus-
bau und Hochwasserschutz am Oberrhein weiterhelfen. Der Ausbau der Oberrheintalstrecke 
der Deutschen Bahn ist von der Bundesrepublik Deutschland in internationalen Verträgen bis 
zur Fertigstellung des Gotthardbasistunnels im Jahre 2017 vereinbart. Nach Aussage der Deut-
schen Bahn stehen dafür jedoch die erforderlichen Mittel nicht zur Verfügung. Gleiches gilt für 
die sogenannte Magistrale von Paris über Straßburg, Karlsruhe, Stuttgart, München Budapest, 
von der im Augenblick nur die Brücke Straßburg – Kehl im Bau ist und von der Landesregierung 
Stuttgart 21 mit Milliardenaufwand unterstützt wird. Seit Jahren haben wir vorgeschlagen, dass 
Landtag und Landesregierung sich für ein Baden-Württemberg 21 und damit für den Ausbau 
der genannten Oberrheinteilstrecke als sogenannte Transversale und den Ausbau der Magis-
trale von Straßburg über die Appenweierer Kurve, den Rastatter Tunnel über Karlsruhe bis 
Stuttgart und weiter nach Ulm engagieren sollen. Zuletzt haben wir diese Forderung beim Jah-
resgespräch 2008 vor wenigen Wochen mit dem Ministerpräsidenten diskutiert, aber im Hinblick 
auf die Finanzierung will er sich nach wie vor finanziell nur für Stuttgart 21 engagieren. Für uns 
ist diese Situation sehr unbefriedigend. Glücklicherweise sieht es beim Ausbau und bei der Er-
schließung durch Schiene und Straße beim Baden Airport dank des Verkehrsministers Rech 
günstiger aus. 
 
Die zu beobachtenden globalen Klimaveränderungen vergrößern nach Ansicht der Experten die 
Hochwassergefahren am Oberrhein sehr erheblich. Schäden in Höhe von bis zu 6 Milliarden 
Euro werden von Experten erwartet. Frankreich und Rheinland-Pfalz haben ihre Verpflichtun-
gen aus den internationalen Verträgen weitgehend erfüllt. Baden-Württemberg liegt in seinen 
vertraglichen Verpflichtungen weit zurück. Um sie zu erfüllen, wären bei einem Aufwand von 
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rund 600 Millionen Euro ca. 45 Millionen Euro jährlich notwendig. Bisher stehen jährlich aber 
nur 25 Millionen Euro zur Verfügung. Hier muss, um das Risiko einer Katastrophe zu verringern, 
eine bedeutende Erhöhung der Investitionen erfolgen. Dies wurde uns in den Gesprächen auch 
in Aussicht gestellt. 
 
Als im Jahre 2002 wiederum in Stuttgart der 50ste Jahrestag der, wie bereits erwähnt, nicht 
ganz legalen Geburtsstunde des Landes Baden-Württemberg gefeiert wurde, war dies für die 
Landesvereinigung ein erneuter Anlass, Bilanz der 50 Jahre Baden in Baden-Württemberg zu 
ziehen. Eine badische politische Bilanz zog Prof. Paul-Ludwig Weinacht in einer Veranstaltung 
der Landesvereinigung hier im Ständehaussaal und in einem von ihm herausgegebenen Buch 
mit dem Titel: „Die badischen Regionen am Rhein. 50 Jahre Baden in Baden-Württemberg. 
Eine Bilanz“. In diesem Buch mit einem Vorwort der damaligen Regierungspräsidentin  Gerlinde 
Hämmerle und ihres Freiburger Kollegen Dr. Sven von Ungern-Sternberg haben kompetente 
Autoren aus den Regierungspräsidien, den Kammern, den Planungsregionen, den Universitäts-
städten, den Landkreisen und den ausgegliederten Kreisen und Gemeinden Nord- und Südba-
dens Bilanz gezogen. Auch die Kirchen, Verbände von Volkskultur und Rundfunk sowie von 
Fachbehörden kamen zu Wort. Diese Veröffentlichung wurde vom Ehrenvorsitzenden der Lan-
desvereinigung, Reinhold Grund, und erfreulicherweise auch von badischen Firmen finanziell 
tatkräftig unterstützt.  
 
Im Jahre 2006 wurden von der Verwaltung der Schlösser und Gärten Baden-Württemberg 71 
Veranstaltungen zur Erinnerung an die Gründung des Königreiches Württemberg und Großher-
zogtums Baden geplant, davon 63 in Württemberg und 8 in Baden. Als wir dies erfuhren, haben 
wir nach Vorschlägen von Prof. Weinacht Vorträge in der Landesbibliothek und im Ständehaus 
von Wissenschaftlern der verschiedensten Disziplinen über verschiedene Aspekte des Groß-
herzogtums halten lassen. Finanziell wurden wir großzügig von der Stadt Karlsruhe, etwas be-
scheidener vom Staatsministerium unterstützt. Diese Vorträge haben wir in einem weiteren 
Buch mit dem Titel „Baden – 200 Jahre Großherzogtum vom Fürstenstaat zur Demokratie“ ver-
öffentlicht. Für einen Zuschuss der Druckkosten sind wir dem Herrn Ministerpräsidenten Oettin-
ger dankbar. 
 
Auch bei meiner Kurzdarstellung der 15 Jahre Landesvereinigung Baden darf die Erinnerung an 
unser großes Engagement zur Erhaltung des badischen Kulturgutes nicht fehlen. Als wir im 
Jahre 2006 durch einen Zeitungsbericht auf den beabsichtigten Verkauf von Handschriften aus 
der badischen Landesbibliothek, von Kulturgütern aus Kunsthalle und Landesmuseum in Karls-
ruhe aufmerksam wurden, haben wir unverzüglich, nachdem wir uns näher informiert hatten, 
gegen einen solchen Verkauf protestiert. Den Festakt aus Anlass einer Feier im Badischen 
Staatstheater in Karlsruhe zum 200jährigen Bestehen des Großherzogtums nahmen wir zum 
Anlass, um mit einer Unterschriftensammlung diesen „Kulturskandal“ zu verhindern. Unserem 
Aufruf folgten über 22.000 Bürgerinnen und Bürger und überregionale Medien mit wenig 
schmeichelhaften Überschriften gegenüber Landesregierung und Badischem Haus. Wie Sie 
sich sicherlich erinnern, sollte der Verkauf die Finanzierung des Klosters Salem sicherstellen. 
Für uns ist die Klosteranlage Salem als badisches Kulturgut wohl gleichwertig wie Kloster Maul-
bronn zu betrachten und für die Öffentlichkeit auch in der Zukunft zugänglich zu erhalten. Unter 
keinen Umständen darf es zu einer ähnlichen Entwicklung wie beim Neuen Schloss in Baden-
Baden kommen, das mit seinen Gärten mitten in Baden-Baden immer mehr verkommt. Aus 
historischen und denkmalpflegerischen Gründen müssen wir auch hier an die Verantwortung 
des Landes für ein bedeutendes badisches Kulturgut appellieren. Als Finanzierungsquelle darf 
ich aus Zeitgründen hier nur auf die Landesstiftung Baden-Württemberg verweisen, die bisher 
weit überproportional württembergische Projekte fördert. Wir müssen nicht nur Landtag und 
Landesregierung immer wieder daran erinnern, dass der badische Landesteil mit seinen 4.934 
860 Einwohnern 46 % der Bevölkerung des Landes stellt und das Steueraufkommen pro Kopf 
etwa in gleicher Höhe wie in Württemberg liegt. 
 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, Sie sehen aus diesem kurzen Abriss, in dem ich nicht 
auf Misserfolge bei der Verlagerung von Arbeitsplätzen, bei Banken, Versicherungen und Ener-
gieversorgung und andererseits Erfolgen beim Ausbau von Generallandesarchiv in Karlsruhe 
Archivgebäude Freiburg, Musikhochschule in Karlsruhe sowie Restaurierung der Schlossgärten 
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in Karlsruhe und historischen Räumen im Schloss Mannheim hinweisen konnte. Aber ich glau-
be Sie sehen, dass die Landesvereinigung Baden, als Bürgerinitiative und Sprecherin für den 
badischen Landesteil, die Aufgabe hat, gegenüber Landtag und Landesregierung und auch 
gegenüber der Öffentlichkeit für einen Landesteil zu sprechen, der in der Betrachtung der Ge-
schichte, seiner Landschaft seiner kulturellen und nicht zuletzt wirtschaftlichen und wissen-
schaftlichen Ausstrahlungskraft eine Bereicherung der Verwaltungseinheit Baden-Württembergs 
ist. Erinnert sei an die 4 Eliteuniversitäten und zahlreichen IT Unternehmen. 
 
Folgende Wünsche des Geburtstagskindes darf ich zum Abschluss vortragen: 
 

- Schluss mit zentralistischem Denken und Handeln von Land und Landesregierung. 
 
- Größeres Interesse der Abgeordneten der Region Stuttgart im Landtag für die 11 ande-

ren Regionen Baden-Württembergs. 
 

-  Entwicklung eines selbstbewussten Denkens von badischen Politikern des Landes, von 
Städten und Gemeinden. 

 
- Ein badisches vielfältiges Wir-Gefühl in den historisch bedingten Ausprägungen der 

Kurpfalz, der badischen Kernlande und der vorder- österreichischen Gebieten. 
 
- Schluss mit dem Versuch einer baden-württembergischen Einheitsidendität und da-

gegen Respektierung der Landsmannschaften. 
 

- Ausbau der Kontakte über den Rhein, wie beispielsweise in der Rhein-Neckar-Region, 
Pamina Region und vor allem der Eurodistrikt Region Freiburg Centre et Sud-Alsace. 

 
- Ausbau der Schienenwege und der ÖPNV am Hochrhein nach Osten und Westen durch 

Brücken über den Rhein. 
 

- Ausbau und Neugründungen von Partnerschaften von Gemeinden, Verbänden, Schu-
len, Kindergärten beiderseits des Rheins. 

   
Abschließend darf ich allen unseren Partnerinnen und Partnern, den Damen und Herren des 
Landtags, der Landesregierung, den Medien, allen unseren Mitgliedern herzlich danken für die 
Unterstützung unserer Arbeit. Persönlich darf ich mit einem herzlichen Dank an meine Stellver-
treterin und die Herren des Vorstandes für die kameradschaftliche und konstruktive Zusam-
menarbeit danken. Ich danke auch nicht zuletzt dem Herrn Innenminister Heribert Rech für sei-
nen heutigen Vortrag, den Bläsern des Polizeimusikkorps und schon jetzt den Gälfüßlern für 
ihre Mitwirkung bei dieser Feierstunde. 
 
 


